
Hermann: «Wir hoffen, dass viele Männer 
von der Elternzeit Gebrauch machen 
Die Vorlage zur Elternzeit ist ein erster wichtiger Schritt. In einigen Punkten sieht der Verein für Menschenrechte aber noch Nachholbedarf. 

Interview: Daniela Fritz 
 
In einem zweiten Anlauf hat die 
Regierung ihren Vorschlag zu 
einer bezahlten Elternzeit und 
Vaterschaftszeit, die Liechten-
stein aufgrund einer EU-Richt-
linie umsetzen muss, nochmals 
deutlich nachgebessert. Lisa 
Hermann vom Fachbereich 
Gleichstellung des Vereins für 
Menschenrechte (VMR), be-
grüsst den Kompromiss. Nichts -
destotrotz bleiben Kritikpunkte, 
wie sie im Gespräch mit dem 
«Vaterland» aufzeigt. Nächste 
Woche wird sich der Landtag 
damit befassen. 

Ziel der EU-Richtlinie war es 
insbesondere, mehr Gleich-
stellung zwischen Frauen 
und Männern auf dem  
Arbeitsmarkt zu schaffen. 
Glauben Sie, dass mit der 
vorgeschlagenen Lösung 
tatsächlich mehr Männer in 
Elternzeit gehen und sich am 
Familienleben beteiligen 
werden?  
Lisa Hermann: Die Umsetzung 
der bezahlten Elternzeit ist eine 
sehr wichtige Voraussetzung 
für eine bessere Verteilung der 
Erwerbsarbeit und der Famili-
enarbeit zwischen Frauen und 
Männern. Aber sie ist natürlich 
nur ein Baustein. Der «Runde 
Tisch Gleichstellung», den wir 
2022 mit Familien, Frauen- und  
Männerorganisationen zum 
Thema Elternzeit durchgeführt 
haben, hat klar gezeigt, dass 
sich Mütter wie Väter wün-
schen, die Arbeit und das Fami-
lienleben besser vereinen zu 
können. Mit der bezahlten El-
ternzeit wird hierzu eine Mög-
lichkeit geschaffen. Zusammen 
mit der bezahlten Vaterschafts-
zeit ist dies für Männer die erst-
malige Möglichkeit, bezahlte 
Erwerbsunterbrüche für die Fa-
milie einzusetzen. Wir hoffen, 
dass viele Väter davon Ge-
brauch machen und dann im 
Nachgang vielleicht ihr Pensum 
reduzieren, um sich auch lang-
fristig mehr in die Familienar-
beit einzubringen. Dies wäre 
ein wichtiger Schritt für die Ge-
schlechtergleichstellung.  

Ich frage deshalb, weil in  
der Familienumfrage 2018 
39 Prozent der Männer 
angaben, den bis dato unbe-
zahlten Elternurlaub nicht 
zu beziehen, weil es die 
Arbeit nicht zuliess. Weitere 
8 Prozent meinten ausser-
dem, dass dies karrierehin-
derlich sein könnte. Das Geld 
war hingegen bei 22 Prozent 
ausschlaggebend.  
Das Geld ist wichtig, damit sich 
eine Familie wirtschaftlich er-
halten kann. Gerade mit Kin-
dern steigen die Ausgaben, da 
macht man sich als Familie na-
türlich Gedanken, wie man das 
stemmen kann. Auf der ande-
ren Seite findet in der Gesell-
schaft ein Umdenken statt. 
Männer hinterfragen ihre Rolle 
in der Erziehung, aber auch die 
Arbeitswelt verändert sich. Je 
mehr Männer in Teilzeit arbei-

ten und je mehr Frauen er-
werbstätig sind, desto stärker 
verändert sich die Arbeitskul-
tur – und es ergeben sich Chan-
cen für die Unternehmen. Das 
ist ein längerer Prozess, aber 
mit den neuen Rahmenbedin-
gungen kann dieser Prozess zu-
mindest starten. 

Der VMR hat kritisiert, dass 
eine zu geringe Vergütung 
wenig vermögende oder 
geringverdienende Familien 
diskriminiert. Wird mit der 
nun vorliegenden Lösung 
aus Ihrer Sicht das Ziel er-
reicht, dass insbesondere 
einkommensschwache 
Familien die Möglichkeit  
zur Elternzeit haben? 
Die Maximalvergütung im ers-
ten Vorschlag lag bei 2380 
Franken, jetzt entspricht sie mit 
4760 Franken dem Doppelten 
der AHV-Rente. Dies ist tiefer, 
als der von uns angestrebte Me-
dianlohn, sollte aber ausrei-
chen. 

Allerdings sind weiterhin 
nur zwei der vier Monate 
vergütet, wie der VMR be-
reits in der Vernehmlassung 
kritisierte.  
Ja, wir haben uns für mindestens 
je vier bezahlte Monate pro El-
ternteil ausgesprochen. Mit nur 
zwei bezahlten Monaten sind 
die Wahlmöglichkeiten der Fa-
milien und die Chancen, dass 
sich längerfristig Änderungen in 
der Gleichstellung bei der Ver-
einbarkeit von Familie und 
Beruf einstellen, beschränkt. 
Eine zentrale Forderung aus 
Sicht der Kinderrechte und der 
Entwicklung des Kindes ist aber 
mit der jetzigen Lösung erfüllt: 

Wenn alle Betreuungszeiten 
(Mutterschaft, Vaterschaft und 
Elternzeit) sowie die Ferien be-
zogen werden, belaufen sie sich 
auf ein Jahr. Damit können ar-
beitende Eltern ihre Kinder 
grundsätzlich während des ers-
ten Lebensjahrs selbst betreuen. 

Die Freie Liste hat bereits 
angekündigt, dass sie sich im 
Landtag für eine viermonati-
ge bezahlte Elternzeit einset-
zen will. Wie schätzen Sie die 
Chancen dafür ein?  
Wir hoffen natürlich, dass der 
Landtag mindestens je vier Mo-
nate bezahlte Elternzeit für bei-
de Elternteile einführt. Das 
würde den Familien mehr Frei-
raum geben und die Kinder-
rechte weiter stärken, und es 
wäre ein wichtiger Schritt, um 
die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie und damit die Ge-
schlechtergleichstellung  voran-
zubringen. Aber der Vorschlag 
der Regierung ist zumindest 
eine Verbesserung zu heute. 

Welche Punkte sind noch 
verbesserungswürdig? 
Wie der Krankenkassenverband 
und der LANV haben auch wir 
in der Vernehmlassung gefor-
dert, dass Mutterschafts- und 
Vaterschaftszeit – gleich wie die 
neue Elternzeit – über die Fami-
lienausgleichskasse (FAK) fi-
nanziert werden soll. Dies mit 
der Umgestaltung, dass neu 
auch Arbeitnehmende in die 
FAK einzahlen sollen. Wenn 
diese Familienleistungen über 
die Krankenversicherung finan-
ziert werden, erhöhen sich für 
Firmen bei Mutterschaft und 
Vaterschaft in der Belegschaft 
die Versicherungsbeiträge. Zu 
den organisatorischen Belas-
tungen, welche Unternehmen 
beim Ausfall von Arbeitneh-
menden tragen, kommt damit 
noch eine finanzielle Belastung 
durch zusätzliche Krankentag-
geldprämien dazu. Daneben 
wünschen wir uns auch eine be-
zahlte Pflegezeit.  

Die Regierung argumentiert, 
dass nicht nur die Mutter-
schaftszeit, sondern neu 
auch die Vaterschaftszeit 
über die Krankenkassen 
abgewickelt wird und sich 
das Ausfallrisiko zwischen 
den Geschlechtern etwas 
angleiche. Zudem wolle man 
die Vorlage nicht überfrach-
ten.  
Die Vaterschaftszeit beträgt 
neu zwei Wochen, die Mutter-
schaftszeit dauert 20 Wochen. 
Damit ist das Ausfallrisiko na-
türlich nicht angeglichen und 
die Gefahr, dass Frauen im Fa-
miliengründungsalter nicht an-
gestellt werden, bleibt deutlich 
höher.  

Wenn alle Familienleistun-
gen über die FAK laufen 
würden, müsste wohl auch 
der geplante Arbeitnehmer-
beitrag von 0,1 Prozent 
deutlich höher ausfallen, um 
dies alles zu finanzieren. 
Wäre dies für Sie vertretbar? 
Es soll eine faire Lösung für alle 
sein. Dazu gehört auch, dass 
Arbeitnehmende einen Teil der 
Finanzierung übernehmen. Mit 
einer Finanzierung über die 
FAK wird die Elternschaft ge-
samtgesellschaftlich verant-
wortet: alle Arbeitgebenden 
und alle Arbeitnehmenden fi-
nanzieren sie mit. Bei der jetzi-
gen Regelung tragen jene Un-
ternehmen die Last, welche  
Väter und Mütter beschäfti -
gen  – auch mit Blick auf die  
Demografie ein falscher gesell-
schaftspolitischer Anreiz. Fa -
milienfreundliche Unterneh-
men sollten begünstigt, nicht 
benach teiligt werden.  

Hat der VMR öfter mit Per -
sonen zu tun, die aufgrund 
ihrer Elternschaft oder einer 
potenziellen Elternschaft 
vom Arbeitgeber diskrimi-
niert werden? 
Solche Fälle landen meist bei 
niederschwelligen Stellen wie 
der Infra oder dem Liechten-
steinischen ArbeitnehmerIn-
nenverband (LANV). Das Pro-
blem ist aber, Diskriminierung 
nachzuweisen. Es wird in den 
meisten Fällen nicht offenge-
legt, dass eine Anstellung oder 
eine Beförderung nicht erfolgt, 
weil eine Familiengründung 
oder Pensenreduktionen anste-
hen könnte. Aber wir wissen 
von solchen Situationen, das ist 
durchaus ein Thema. 

Ein Viertel aller Frauen in 
einem Paarhaushalt mit 
Kindern bleibt zu Hause  
und betreut die Kinder. Der 
Vater ist also Alleinverdie-
ner. Reicht in solchen Fällen 
das Elterngeld, um eine 
Familienzeit für den Vater 
ebenfalls attraktiv und 
leistbar zu machen?  
Wichtig ist, dass die Familien 
entscheiden können, wie sie 
ihre Erziehungsaufgaben auf-
teilen. Es ist toll, wenn Familien 
die finanziellen Möglichkeiten 
haben, dass ein Elternteil zu 
Hause bleibt. Die Frage ist, ob 
dann noch ein finanzieller Ein-
schnitt möglich ist, wenn der 
Vater Elternzeit nehmen 
würde. Wichtig ist, dass für be-
rufstätige Eltern nun Wahlfrei-
heit geschaffen wird. Es wäre 
sehr wünschenswert, wenn 
Männer dank einer bezahlten 
Elternzeit Familienarbeit über-
nehmen und Arbeitgeber das 
auch mittragen. Das wäre wich-
tig für die Gleichstellung. 

Die Richtlinie wird Liechten-
stein als EWR-Mitglied 
ohnehin umsetzen müssen. 
Wie stehen aus Ihrer Sicht 
die Chancen, dass der Land-
tag darüber hinaus noch 
Verbesserungen einbringt? 
Wir empfinden die Vorlage als 
sehr ausgewogen und sind zu-
versichtlich, dass der Landtag 
dieser zustimmen wird. 

Einige Organisationen ha-
ben im Vorfeld der Landtags-
debatte eine Aktion geplant, 
was können Sie uns darüber 
verraten?  
Einige Organisationen aus dem 
«Runden Tisch Gleichstel -
lung» und die Kinderlobby 
möchten dem Thema vor dem 
Landtag Sichtbarkeit verleihen. 
Sie treffen sich deshalb am Frei-
tag, 8. März, zwischen 8.30 und 
9 Uhr vor dem Landtagsgebäu-
de und wollen mit ihrer Präsenz 
bekräftigen, dass die Einfüh-
rung der bezahlten Elternzeit 
ein gesellschaftlich wichtiges 
Anliegen ist. Alle, die sich eine 
bezahlte Elternzeit wünschen, 
sind eingeladen, an der Zusam-
menkunft teilzunehmen. 

 

Aktion vor dem Landtag 
Die Vorlage zur Elternzeit wird 
der Landtag am Freitag, 8. März, 
in Erster Lesung behandeln. Ei-
nige Organisationen, darunter 
der Verein für Menschenrechte, 
die Infra, die Kinderlobby, die 
Ombudsstelle für Kinder und 
Jugendliche, das Frauennetz, 
der Verein für Männerfragen 
und der LANV, treffen sich vor 
der Sitzung von 8.30 bis 9 Uhr 
vor dem Landtagsgebäude. Sie 
möchten mit ihrer Präsenz zum 
Ausdruck bringen, dass die Ein-
führung der bezahlten Elternzeit 
und der zweiwöchigen Vater-
schaftszeit ein gesellschaftlich 
wichtiges Anliegen sei. Interes-
sierte sind eingeladen, sich an 
der Aktion auf dem Peter-Kai-
ser-Platz zu beteiligen. (red)

Eine zentrale Forderung aus Sicht der Kinderrechte und der Entwicklung des Kindes sei nun erfüllt, meint Lisa Hermann vom Verein für  
Menschenrechte: Berufstätige Eltern können ihre Kinder grundsätzlich während des ersten Lebensjahrs selbst betreuen. Bild: D. Schwendener

Lisa Hermann 
Verein für Menschenrechte 
 

«Bei der jetzigen 
Lösung tragen jene 
Unternehmen die 
Last, die Väter und 
Mütter beschäf ti -
gen – ein falscher  
gesellschafts- 
politischer Anreiz.»


